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Bundesgesundheitsminister Jens Spahn hat eine überfällige 

Debatte angestoßen. Wieso werden in Deutschland trotz des 

enormen Bedarfs an Spenderorganen so wenige Organent­

nahmen vorgenommen, obwohl die generelle Bereitschaft zur 

Organspende in der Bevölkerung bei 84 Prozent liegt? Um aus 

dieser grundsätzlichen Bereitschaft eine signifikante Erhöhung 

der Organspenden zu erzielen, will Spahn die sogenannte 

Widerspruchslösung einführen. Dabei bliebe die autonome 

individuelle Entscheidungsfreiheit bestehen, aber statt wie 

gegenwärtig explizit zuzustimmen, müsste man künftig einer 

Organentnahme explizit widersprechen.

Aber ist es nicht auch Aufgabe des Gesetzgebers, das grund­

gesetzlich garantierte Recht der körperlichen Unversehrtheit 

zu wahren und zu schützen? Bei einer bloßen Einführung 

der Widerspruchslösung ist zu befürchten, dass künftig auch 

schon mal „vergessen“ werden kann, dass sich der Betroffene 

eigentlich gegen eine Organentnahme ausgesprochen hat – 

aber da er kurz vor seinem Hirntod nicht mehr befragt werden 

kann und sein Widerspruch nicht „gefunden“ wird, könnte sich 

folgender fiktiver Fall häufen: Eine Person hat einer Organ­

entnahme in einem Dokument widersprochen, das ähnlich 

dem Organspenderausweis in der Brieftasche der Person 

deponiert ist. Wie kann rechtssicher dem individuellen Recht 

der körperlichen Unversehrtheit Geltung verschafft werden, 

wenn die Brieftasche nach einem Unfall nicht mehr auffindbar 

oder zerstört ist? Bereits das bestehende System der Zustim­

mung zur Organentnahme in Form einer Patientenverfügung 

oder eines Organspenderausweises schafft keine umfassende 

Rechtssicherheit. Bei einer Widerspruchlösung ist vermutlich 

das Risiko einer Fehlentscheidung noch höher.

Besser scheint die auf eine Idee des Nobelpreisträgers Richard 

Thaler zurückgehende gesetzliche Pflicht zur Entscheidung 

(mandated choice) zu sein. Jeder Erwachsene muss spätes­

tens alle zehn Jahre seinen Personalausweis oder Reisepass 

erneuern. Hier könnte auf Grundlage einer Meldereform ein 

weiteres Feld eingeführt werden, bei dem die grundsätzliche 

Organspendebereitschaft bekundet und dokumentiert wird. 

Wird diese Person nun Opfer eines Unfalls und ringt mit dem 

Tode, ließe sich leicht und rechtssicher der „letzte Wille“ hin­

sichtlich einer Organentnahme feststellen und würde zudem 

auch Angehörige wie Ärzte in schwierigen Entscheidungs­

situationen unter Zeitnot entlasten. Eine mögliche Alternative 

oder Ergänzung könnte darin bestehen, dass die Entscheidung 

wie ein Testament im zentralen Register der Bundesnotar­

kammer hinterlegt wird. Dieselbe Notarkammer führt im 

Übrigen auch das Vorsorgeregister, in dem Patientenver­

fügungen hinterlegt sind. Es sollte somit auch beim Thema 

lebenserhaltender Organspenden mit vertretbarem Aufwand 

organisatorisch möglich sein oder könnte gar ein sinnvolles 

Pilotprojekt einer digitalisierten Verwaltung begründen, rechts- 

und zugriffssicher ein zentrales Register über Organentnahmen 

zu führen und Auskunftsberechtigte zu bestimmen. Erst mit 

diesen Maßnahmen wären die Voraussetzungen für eine rechts­

sichere Entscheidung über den freien individuellen Willen zur 

Organentnahme geschaffen. Derzeit dürfte in lediglich knapp 

zehn Prozent der Fälle eine rechtssichere Entscheidung getrof­

fen werden. So hoch liegt nämlich der Anteil der erwachsenen 

Bevölkerung, die eine Patientenverfügung erlassen haben, in 

der in der Regel auch die Entscheidung über eine mögliche 

Organentnahme spezifiziert wird.

Zusammengefasst muss das Verfahren bei einem solchen 

Modell für die Bürger kostenfrei und leicht umzusetzen sein. 

Die höheren Verwaltungskosten sollten dagegen mit den ethi­

schen Vorteilen sowie dem Vertrauensgewinn in das staatliche 

Gesundheitssystem sorgfältig abgewogen werden. Wie das 

Beispiel des US-Bundesstaates Illinois zeigt, haben seit der 

Einführung des Modells vor zehn Jahren 60 Prozent der Organ­

entnahme zugestimmt – ein Wert, der auch in Deutschland ein 

Riesenfortschritt gegenüber dem Status quo wäre.
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